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Einleitung 

 
Mit einer Sammelgenehmigung (SAG) kann das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) 

einem zuverlässigen Ausführer in einer Genehmigung eine Vielzahl von Ausfuhren oder Verbringungen 

an verschiedene Empfänger in verschiedenen Ländern genehmigen.  

 

Dieses Merkblatt gibt einen Einstieg ins Thema und beschreibt anschließend im Detail das Verfahren für 

„Rüstungsgüter-SAGen“. Unter Rüstungsgütern versteht man Güter, die in Teil I Abschnitt A der 

Ausfuhrliste (Anlage AL zur Außenwirtschaftsverordnung) enthalten sind.  

 

Insbesondere zeigt das Merkblatt die verschiedenen Anwendungsbereiche auf, die sich aus der 

Verwaltungspraxis des BAFA herausgebildet haben. Hauptfallgruppen sind dabei Lieferungen von  

� Rüstungsgütern des Teils I Abschnitt A der Ausfuhrliste im Rahmen von 

Gemeinschaftsprogrammen, regierungsamtlichen Kooperationen oder sonstigen internationalen 

Projekten, die vom BAFA anerkannt sind,  

� Technologie und/oder Software des Teils I Abschnitt A der Ausfuhrliste für bestimmte, oft 

vorübergehende Verwendungszwecke, Studienzwecke, bestimmte Wartungszwecke, etc. sowie  

� Waffen und sonstiger Ausrüstung im Zusammenhang mit dem Schutz von Schiffen gegen 

Piratenangriffe. 

 

Bitte beachten Sie, dass die hier enthaltenen Informationen und Aussagen nicht rechtsverbindlicher Natur sind. Das Merkblatt 

erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit und kann insbesondere nicht jede Fallkonstellation oder Frage beantworten, die in 

einem Einzelfall in Betracht kommen könnte. Es werden Ihnen jedoch die grundsätzlichen Informationsmöglichkeiten sowie 

Ansprechpartner aufgezeigt, an die Sie sich mit Ihrem konkreten Ausfuhrvorhaben und mit der Bitte um Prüfung der 

individuellen SAG-Fähigkeit Ihres Ausfuhrvorhabens wenden können.  

SAGen für die Lieferungen von Dual-use-Gütern, d.h. für Güter des Anhangs I der. EG-Dual-Use-Verordnung werden in 

einem gesonderten Merkblatt erläutert. 
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1. Sammelgenehmigungen für Güter des Teils I Abschnitt A der Ausfuhrliste - 

Einstieg 

 

1.1. Was sind Sammelgenehmigungen und welche Vorteile bieten Sie?  

Sammelgenehmigungen sind eine besondere Genehmigungsform. Wie Einzelausfuhrgenehmigungen 

müssen sie individuell beantragt werden. 

Während eine Einzelausfuhrgenehmigung aber in der Regel einen konkreten Vertrag abbildet und die 

Lieferung der im Bescheid bezeichneten Güter in der angegebenen Menge und zum angegebenen Wert an 

einen einzigen Empfänger genehmigt, kann eine SAG mehrere Verträge abbilden und genehmigt in der 

Regel die Ausfuhr/Verbringung aller genannten Güter ohne Mengenbeschränkung bis zu einem 

angegebenen Gesamthöchstwert an eine Vielzahl von Empfängern. Dies ist insbesondere für 

Unternehmen interessant, die im Rahmen internationaler Projekte bei der Entwicklung und Fertigung von 

Gütern mit einer Vielzahl von ausländischen Partnern zusammenarbeiten und insofern eine Vielzahl 

genehmigungspflichtiger Ausfuhren und Verbringungen vornehmen müssen. 

 

Die gesetzliche Definition der SAG findet sich in §4 der Außenwirtschaftsverordnung (AWV): 

 

„Dem Antragsteller kann eine Genehmigung für eine unbestimmte Anzahl gleichartiger Rechtsgeschäfte 

oder Handlungen mit einem oder mehreren genau bestimmten Endverwendern oder Drittländern erteilt 

werden.“ 

 

Neben der großen Flexibilität insbesondere im Projektgeschäft bieten SAGen zusätzliche Vorteile:  

 

Im Gegensatz zu Einzelausfuhrgenehmigungen, bei denen immer im zollrechtlichen Normalverfahren 

ausgeführt werden muss, können bei einer SAG auch vereinfachte Zollverfahren genutzt werden. Dies 

ermöglicht regelmäßig die Ausfuhr vom Firmenstandort, auch am Wochenende. Zudem wird bei jeder 

SAG auf die Abschreibung beim Zoll sowie auf die Vorlage von zollamtlichen Eingangsbescheinigungen 

des jeweiligen Endbestimmungslandes verzichtet.  

 

Das SAG-Verfahren bietet zudem die Möglichkeit, eine bereits erteilte SAG an die geschäftliche 

Entwicklung des Genehmigungsinhabers anzupassen: So können - je nach Art und Grundlage der 

Genehmigung – auf Antrag neue Endverwender, Empfänger, Käufer oder zusätzliche Güter 

aufgenommen werden. Dies ist im Rahmen von Einzelausfuhrgenehmigungen grundsätzlich 
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ausgeschlossen. Darüber hinaus kann bei Vorlage entsprechender Nachweise und Begründung der 

Gesamtwert der SAG erhöht werden. 

 

Wegen ihrer großen Flexibilität werden SAGen nur besonders zuverlässigen Ausführern/Verbringern 

erteilt (s.1.3). 

 

1.2. Fallkonstellationen 

Sammelgenehmigungen für Rüstungsgüter werden für besondere Vorhaben erteilt, insbesondere für 

folgende Fallgruppen: 

 

� Ausfuhr von Rüstungsgütern im Rahmen eines Gemeinschaftsprogramms, einer 

regierungsamtlichen Kooperation oder eines sonstigen internationalen Projektes;  

� Ausfuhr von Technologie und/oder Software des Teils I Abschnitt A der Ausfuhrliste zur AWV 

für bestimmte, oft vorübergehende Verwendungszwecke; 

� Ausfuhr / Verbringung von Technologie und/oder Software des Teils I Abschnitt A der 

Ausfuhrliste zur AWV zu internationalen und vom BAFA anerkannten Studienzwecken; 

� Mitnahme / Abruf von Technologie und/oder Software des Teils I Abschnitt A der Ausfuhrliste 

zur AWV zur Wartung von Wehrtechnik im Einsatzland ;  

� Wiederholte Ausfuhr von Waffen oder sonstiger Ausrüstung durch zugelassene 

Schiffsschutzunternehmen mit dem Ziel des Schutzes von Schiffen. 

 

Die hier genannten Hauptfallgruppen im Bereich der SAGen für Rüstungsgüter sind an besondere 

Voraussetzungen geknüpft. Neben der SAG-Antragsvoraussetzung des Nachweises eines 

funktionsfähigen betriebsinternen Exportkontrollsystems sind weitere Anforderungen zu beachten. Diese 

können sich je nach Fallgruppe unterscheiden und werden unter Ziffer 2. dieses Merkblattes erläutert.  

 

1.3. Überprüfung des innerbetriebliches Exportkontrollsystems 

Bei der SAG für Rüstungsgüter handelt es sich im Vergleich zur Einzelausfuhrgenehmigung um eine 

Verfahrensprivilegierung, die nur Unternehmen gewährt wird, deren Zuverlässigkeit vom BAFA 

überprüft wurde. Bei der Ausnutzung einer SAG tragen die Unternehmen eine weitaus größere 

Verantwortung als im Rahmen der Nutzung einer Einzelausfuhrgenehmigung. Durch die SAG wird den 

Unternehmen ermöglicht, über einen längeren Zeitraum eine Vielzahl von Ausfuhren von Gütern an eine 

Vielzahl von verschiedenen Empfängern selbstverantwortlich auf Grundlage nur einer Genehmigung / 
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SAG durchzuführen. Dabei muss sichergestellt sein, dass die SAG über diesen Zeitraum auch 

genehmigungskonform ausgenutzt und die exportkontrollrechtlichen Vorgaben bei den Unternehmen 

auch kontinuierlich überprüft werden. 

 
Das BAFA kontrolliert vor Erteilung einer SAG, ob das Unternehmen dieser besonderen Verantwortung, 

den Verpflichtungen zur Sicherung der außenwirtschaftsrechtlichen Bestimmungen nachzukommen, 

gerecht werden kann. Dazu wird ein angemessenes, effektives und wirksames innerbetriebliches 

Exportkontrollsystem (Internal Compliance Programme – ICP) verlangt und überprüft. Einzelheiten zu 

den Anforderungen an ein ICP hat das BAFA in einem gesonderten Merkblatt veröffentlicht: 

 

http://www.ausfuhrkontrolle.info/ausfuhrkontrolle/de/arbeitshilfen/merkblaetter/merkblatt_icp.pdf 

 

Die Überprüfung des ICP durch das BAFA erfolgt zunächst im Rahmen der Antragsbearbeitung. Ein 

funktionierendes ICP muss durch Vorlage entsprechender Dokumente nachgewiesen werden. In 

Einzelfällen wird das bestehende innerbetriebliche Kontrollsystem im Rahmen einer Vor-Ort-Prüfung 

durch das BAFA untersucht. Erst nach positivem Abschluss der Prüfung entscheidet das BAFA über den 

Antrag auf Erteilung von SAGen. 

 

Die Funktionsfähigkeit des ICP wird aber auch nach Erteilung der SAG während der Laufzeiten der SAG 

regelmäßig durch das BAFA (auch vor Ort) überprüft.  

 

Verfahrensbeschleunigend wirkt, wenn bereits bei Antragstellung eine detaillierte Darstellung des ICP 

durch Einreichen von Unterlagen zu den relevanten Kernbereichen eines ICP erfolgt: 

 

� Firmenprofil und Organigramm (Einbindung der Exportkontrollstelle), 

� Bekenntnis der Unternehmensleitung zu Compliance (z.B. Einhaltungshandbuch), 

� Prozess-/Organisationsanweisungen: Beschreibung der Prozesse vom Auftragseingang, der 

Bewertung der Anwendbarkeit von Exportkontrollvorschriften und der Einhaltung einschlägiger 

Bestimmungen bis zur endgültigen Abwicklung (Stoppfunktion der Exportkontrollstelle) und das 

Zusammenspiel (Rollen) der einzelnen Bereiche im Unternehmen (z.B. Vertrieb, Einkauf, 

Versand etc.), 

� Anweisungen zu Verantwortlichkeiten der Mitarbeiter im Kontext der Exportkontrolle, 

Kontrollmechanismen im Rahmen der täglichen Betriebsabläufe (Stichworte; 4-Augen-Prinzip, 

Systemprüfungen),  
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� Fortbildung des Personals der Exportkontrolle, 

� Aufzeichnung und Aufbewahrung von Unterlagen, Auflagenüberwachung, 

� Mitteilung zu den Hauptmerkmalen des EDV-Systems bezogen auf die Exportkontrolle (Standard-

Programm oder Eigenentwicklung): EDV-gestützte Prüfschritte hinsichtlich der 

Genehmigungspflichten, der Einstufung der Güter nach der Ausfuhrliste und Vorkehrungen gegen 

die Lieferung nichtgenehmigter Güter bzw. genehmigter Güter an nichtgenehmigte Empfänger 

(Stoppfunktion), insbesondere die SAG-Verwaltung, wobei hier folgende Stichworte zu 

berücksichtigen sind: Stammdaten Güter / Käufer / Empfänger / Endverwender; Historisierung 

und Meldungen). 

1.4. Nebenbestimmungen 

Eine Sammelgenehmigung wird in der Regel mit Nebenbestimmungen versehen, die jederzeit 

aufgenommen, geändert oder ergänzt werden können. Mit Nebenbestimmungen wird der Tatsache 

Rechnung getragen, dass durch eine SAG eine Vielzahl von Ausfuhren oder Verbringungen an 

verschiedene Empfänger in eines oder mehrere Länder gleichzeitig genehmigt und die Verantwortung der 

Beachtung von exportkontrollrechtlichen Belangen damit zum Teil in die Hände der SAG-Nutzer gelegt 

werden.  

 
Dem Ausführer wird in der Regel u. a. auferlegt, 

� dem BAFA die aufgrund der SAG vorgenommenen Ausfuhren und Verbringungen zu dokumentieren 

und periodisch zu melden (s. 4.) 

� dem BAFA Hinweise auf Verstöße, insbesondere gegen den Inhalt endverwendungsbezogener 

Erklärungen durch Empfänger und Endempfänger zu melden 

� dem BAFA auf Verlangen darzulegen, dass er sich von der Zuverlässigkeit der Empfänger und 

Endempfänger überzeugt hat 

� für die Möglichkeit der Vorlage aller kaufmännischen Unterlagen zu sorgen, die 

exportkontrollrechtlich relevant sind 

� dem BAFA gegenüber den Nachweis über die Funktionsfähigkeit seiner betriebsinternen 

Exportkontrolle zu erbringen; geeignet und erforderlich dafür erscheint im Regelfall eine turnusmäßig 

wiederkehrende Vor-Ort-Prüfung im Unternehmen. 
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2. Erläuterung der wichtigsten Fallgruppen der SAGen für Ausfuhren  und 

Verbringungen von Rüstungsgütern 

2.1. Gemeinschaftsprogramme, regierungsamtliche Kooperationen, sonstige internationale 
Projekte  

Bei Gemeinschaftsprogrammen (GP), regierungsamtlichen Kooperationen und sonstigen internationalen 

Projekten besteht ein 2-stufiges Verfahren: 

Voraussetzung ist zunächst, dass das BAFA das GP, die regierungsamtliche Kooperation oder das 

internationale Projekt auf Antrag des Konsortialführers mit einem Bescheid anerkennt. In einem zweiten 

Schritt können alle am Projekt beteiligten Ausführer auf der Grundlage dieses Bescheids SAGen 

beantragen. 

 

Als Gemeinschaftsprogramme werden bi-, tri- und multinationale Entwicklungs- und 

Fertigungsprogramme für Rüstungsgüter bezeichnet, an denen ein deutsches Ministerium, in der Regel 

das Bundesministerium der Verteidigung, beteiligt ist. Dieses beauftragt für die Durchführung und 

Abwicklung des Programms einen deutschen Hauptauftragsnehmer als Konsortialführer. Bei einigen 

Programmen sind Programmbüros bzw. diesen gleichgestellte NATO-Dienststellen (z.B. NETMA, 

NSPA) oder internationale Organisationen mit deutscher Beteiligung (z.B. ESA, ESOC) mit der 

Abwicklung beauftragt.  

 

Regierungsamtliche Kooperationen sind Aufträge mit staatlicher Beteiligung zur Entwicklung oder 

Fertigung bestimmter Güter. Ausreichend hierfür sind auch Regierungsaufträge eines ausländischen 

Staates an einen deutschen Hauptauftragnehmer. Als regierungsamtliche Kooperationen werden vom 

BAFA außerdem solche Programme anerkannt, bei denen zwischen einer ausländischen Regierung und 

einem privaten Hauptauftragnehmer in einem Drittland ein Vertrag besteht, der ausdrücklich die 

Einbindung eines deutschen Hauptauftragnehmers vorsieht. Eine Beteiligung deutscher Ministerien an 

diesen Programmen ist dabei keine zwingende Voraussetzung. Für regierungsamtliche Kooperationen 

gelten dieselben Regeln wie für Gemeinschaftsprogramme, insbesondere im Hinblick auf die Bestellung 

eines Konsortialführers. 

 

Sonstige internationale Kooperationen können vom BAFA als sog. LoI-Projekte oder als private 

Kooperationsprojekte anerkannt werden.  

 

Die Anerkennung eines LoI-Projektes basiert auf dem Farnborough-Abkommen (BGBL 2001 II S. 91). 

Mit diesem Rahmenabkommen haben sich Deutschland und die Herstellerländer Frankreich, Italien, 
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Schweden, Spanien und Großbritannien (sog. LoI-Staaten) zum Ziel gesetzt, Kooperationen ihrer 

Rüstungsindustrien zu erleichtern. Eine Arbeitsgruppe der LoI-Staaten zur Exportkontrolle gibt 

regelmäßig Anstöße zur Harmonisierung. Insbesondere durch vereinfachte Verfahren soll die Zahl von 

Einzelausfuhrgenehmigungen im Rüstungsgüterbereich reduziert werden. Dem Abkommen entsprechend, 

kann das BAFA Kooperationen zur Entwicklung oder Fertigung von Rüstungsgütern, die von 

Unternehmen aus den LoI-Staaten geschlossen werden, als LoI-Projekte anerkennen. Auf Basis dieser 

Projekte können SAGen erteilt werden. 

 

Daneben besteht für das BAFA die Möglichkeit, auch sonstige private Kooperationsprojekte deutscher 

Unternehmen mit ausländischen Firmen zur Entwicklung oder Fertigung von Rüstungsgütern unter engen 

Voraussetzungen als Kooperationsprojekte anzuerkennen. Private Kooperationen können anerkannt 

werden, wenn ein Bündnisinteresse besteht und weitere Voraussetzungen, wie z.B. die Teilung der 

finanziellen Lasten und eine substanzielle Beteiligung aller Partner, erfüllt sind. Grundsätzlich können 

Kooperationsprojekte mit Partnern aus Staaten der EU, der NATO und aus der NATO gleichgestellten 

Staaten (Australien, Japan, Neuseeland und Schweiz) anerkannt werden. Die Anerkennung eines 

Kooperationsprojekts mit Partnern aus anderen Staaten ist in begründeten Einzelfällen möglich  

 

2.1.1. Anerkennung von Gemeinschafsprogrammen, regierungsamtlichen Kooperationen und 
sonstigen internationalen Projekten 

Anträge auf Anerkennung von GP, regierungsamtlichen Kooperationen und sonstigen internationalen 

Projekten (als Voraussetzung einer SAG) können beim BAFA, Referat 223, eingereicht werden. Nach 

erfolgter Prüfung erteilt das BAFA einen Anerkennungsbescheid mitsamt einer Programmnummer, 

Kurzbeschreibung des Programminhalts, Leit-Ausfuhrlistenposition (z.B. Position des herzustellenden 

Rüstungsgutes) und Benennung der Endverwender als „GP-Staaten“ sowie der beteiligten Empfänger als 

„Beteiligte“. 

Konsortialführer 

Jedes GP hat eine Leitung. Hierbei kann sowohl eine nationale Leitung der beteiligten Länder als auch 

eine internationale Leitung vorhanden sein. Die Leitung verpflichtet durch Vertrag einen 

Hauptauftragnehmer oder ein Programmbüro zur Überwachung des Programms.  

 

Diese durch die Programmleitung beauftragten Hauptauftragnehmer / Programmbüros werden im 

Rahmen der anerkannten GP / Kooperationen als Konsortialführer bezeichnet und haben die Aufgabe, 

dem BAFA das Programm vorzustellen, die Anerkennung zu beantragen und Fortschreibungen zeitnah 
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mitzuteilen / zu beantragen. In Sonderfällen kann eine Konsortialführer-Tätigkeit auf ein anderes 

Unternehmen übertragen werden.  

 

Der Konsortialführer hat alle im Zusammenhang mit dem Programm stehenden Güterlieferungen ins 

Ausland sowohl hinsichtlich ihres Umfangs als auch ihrer Bestimmung auf ihre Zugehörigkeit zum 

Programm hin zu überprüfen und zu kennzeichnen. Bei Unterbeauftragung hat er in Verträgen mit seinen 

Partnern festzulegen, welche Bestimmungen im Rahmen des GP oder der Kooperation einzuhalten sind.  

 

Die zum Programm gehörenden Ausfuhrgenehmigungsanträge und Nachträge sind im Hinblick auf die 

Programmzugehörigkeit, Zuverlässigkeit der beantragten Empfänger und Antragswert zu prüfen. Im 

Antrag ist die durchgeführte Prüfung durch Mitzeichnung zu bestätigten. 

 

Der Konsortialführer erbringt auch den Nachweis, dass er den zur Sicherung der 

außenwirtschaftsrechtlichen Bestimmungen dienenden Verpflichtungen im Zusammenhang mit der 

Überwachung der Exportvorgänge im GP oder in der Kooperation nachkommen kann (Stichwort ICP). 

Bei Einbindung von Unterauftragsnehmern in ein GP oder eine Kooperation ist zudem dem BAFA 

gegenüber der Nachweis über die Funktionsfähigkeit der betriebsinternen Exportkontrolle zur Einhaltung 

der außenwirtschaftlichen Bestimmungen zu erbringen. Der Konsortialführer unterrichtet die betroffenen 

Unterauftragsnehmer über Inhalt, Laufzeit und Änderungen der anerkannten Programme. 

 

Der Konsortialführer ist im Portal ELAN-K2 über den Button „Konsortialführer einbinden“ in den Lauf 

der Antragstellung einzubinden. Hierzu muss der Konsortialführer im Portal registriert sein. Ist dies nicht 

der Fall, muss ein Bestätigungsschreiben des Konsortialführers als Dokumentart 

„Konsortialführerkommunikation“ hochgeladen werden. 

 
Die Erfassung eines Konsortialführers erfolgt während der Antragstellung in dem Schritt „Firmen“. 
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Beschreibung: Screenshot ELAN-K2 Punkt „Firmen“  

Quelle: BAFA  

 

Soll ein Konsortialführer noch nachträglich eingebunden werden, ist dies in der Detailansicht des 

Vorgangs möglich. 

 

 
Beschreibung: Screenshot ELAN-K2 Punkt „Detailansicht“  

Quelle: BAFA  

Anerkennungsbescheid 

Die Gültigkeitsdauer der anerkannten Programme oder Kooperationen richtet sich nach den Angaben des 

Konsortialführers, die durch die zugrundliegenden Verträge belegt werden. Dies kann auch unbefristet 

sein. Die anerkannten Programme und Kooperationen dienen dem SAG-Verfahren grundsätzlich nur so 

lange als Grundlage, wie sie dem zugelassenen Sachverhalt entsprechen. 

Änderungen der Programme und Kooperationen z.B. im Hinblick auf die Gültigkeitsdauer, Teilnehmer 

oder Inhalte können beim BAFA mit Begründung und entsprechenden Vertragsauszügen beantragt 

werden. Änderungen von Programminhalten können die Eröffnung eines Unterprogramms zur Folge 

haben, wenn für eine Hauptkomponente ein gesonderter Vertrag besteht und ein abweichender 

Konsortialführer benannt worden ist. 
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2.1.2. SAG-Antragstellung im Rahmen von Gemeinschafsprogrammen, regierungsamtlichen 
Kooperationen oder sonstigen internationalen Projekten 

Antragsbefugnis 

Antragsbefugt ist grundsätzlich, wer Ausführer oder Verbringer der beantragten Lieferungen ist. Anträge 

auf Erteilung einer Einzelausfuhrgenehmigung oder einer SAG im Zusammenhang mit einem 

anerkannten Programm oder einer anerkannten Kooperation sind grundsätzlich über den jeweiligen 

Konsortialführer dem BAFA einzureichen. Der Konsortialführer bestätigt die Zugehörigkeit zum 

Programm durch Mitzeichnen des Antrags oder durch ein separates Schreiben.  

 

Alle Anträge im Zusammenhang mit SAGen sind über den Konsortialführer zu stellen. Dabei kann es 

sich beispielsweise um die Beantragung der Hinzunahme eines Unterauftragnehmers oder die 

Erweiterung um ein Zielland handeln. Der Konsortialführer bestätigt dabei, dass die beantragten 

Lieferungen im Rahmen eines anerkannten GP oder einer anerkannten Kooperation zu verwirklichen 

bzw. die beantragten Empfänger/Endverwender/Käufer durch z.B. Unteraufträge am GP zu beteiligen 

sind. Zugleich erklärt der Konsortialführer damit, dass die Beteiligten an die Regularien, wie z.B. 

Endverbleibssicherung und Reexportbestimmungen der Grundverträge, gebunden sind. Zudem sichert er 

auch zu, dass die beantragten Adressen aktuell und zutreffend sind.  

Güterbeschreibung 

In Feld 14 des Antrags auf eine SAG wird lediglich angegeben, dass es sich um Güter handelt, die zur 

Erfüllung des vom BAFA anerkannten Programms oder einer Kooperation erforderlich sind. Die genaue 

Güterdefinition ist Bestandteil des der SAG zugrundeliegenden Programms bzw. der Kooperation und 

besitzt daher auch für die SAG Gültigkeit. 

Vertrauenswürdigkeit des Empfängers 

 

Grundsätzlich können Empfänger/Käufer/Endverwender aus Staaten der EU, der NATO und aus der 

NATO gleichgestellten Staaten (Australien, Japan, Neuseeland und Schweiz) in die SAG aufgenommen 

werden. Eine Aufnahme weiterer Staaten ist in begründeten Einzelfällen möglich. 

 

Im Rahmen der Antragstellung auf die Erteilung einer SAG ist zu beachten, dass die Beantragung von 

einzelnen militärischen Dienststellen und Einrichtungen (z.B. Luftwaffenstützpunkte, Kasernen) 

grundsätzlich nicht erforderlich ist. Es genügt für das jeweilige Land eine „Pauschaladresse“ anzugeben 

(z.B. Ministry of Defence, militärische Dienststellen und Einrichtungen). Die konkrete Adresse der 

militärischen Dienststelle bzw. Einrichtung ist nach der getätigten Ausfuhr in der Meldung anzugeben. 
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Endverbleibsdokumente 

Da in den GP ein deutsches Ministerium beteiligt ist und im Rahmen der regierungsamtlichen 

Kooperationen eine staatliche Beteiligung gegeben ist, wird bei der Beantragung einer SAG – wie auch 

im EAG-Verfahren – in der Regel auf die Vorlage einer Endverbleibserklärung (EVE) verzichtet, sofern 

die Vertragsunterlagen vergleichbare Erklärungen beinhalten.  

 

In Einzelfällen behält sich das BAFA jedoch vor, Endverbleibsdokumente des Vertragspartners 

anzufordern.  

 

Im Rahmen von anerkannten LoI-Projekten kann unter bestimmten engen Voraussetzungen auf die 

Vorlage von Endverbleibsdokumenten ebenfalls verzichtet werden.  

 

Bei privaten Kooperationen sind von Hauptauftragnehmern globale Endverbleibserklärungen dem BAFA 

vorzulegen. Die Unterauftragnehmer haben dabei auf den Versandpapieren neben dem Hinweis auf die 

Genehmigungspflicht auf die Einbindung in die globale Endverbleibserklärung gegenüber dem 

Hauptauftragsnehmer hinzuweisen. Der Konsortialführer hat in Anträgen auf die jeweiligen globalen 

Endverbleibserklärungen hinzuweisen, die dem BAFA vorgelegt wurden.  

 

Bei passiver Veredelung genügt eine Erklärung des Beteiligten im Ausland, dass die zur passiven 

Veredelung ausgeführten Güter vollständig an den Absender zurückgeführt werden. 

 

2.2. SAG für den Transfer von Technologie und/oder Software 

Eine weitere Gruppe bilden SAGen für den Transfer von Technologie und/oder Software der Positionen 

0021 und 0022 des Teils I Abschnitt A der Ausfuhrliste, die für bestimmte, meist vorübergehende 

Verwendungszwecke ausgeführt werden sollen.  

2.2.1. Verwendungszweck 

Der Transfer von Technologie/Software kann zu folgenden Verwendungszwecken genehmigt werden: 

 

� die Aufnahme von Vertragsverhandlungen, die Anbahnung eines Vertrages oder ähnlicher 

geschäftlicher Kontakte (im Sinne des § 311 BGB), insbesondere die Angebotsabgabe bzw. 

Angebotsanforderung an in Aussicht genommene Vertragspartner; 

� die Mitnahme zu Besprechungen, Vorträgen, Messen sowie zu sonstigen Zwecken der Präsentation;  
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� die vorübergehende Mitnahme, sofern die Technologie keinem Dritten überlassen oder in sonstiger 

Weise zur Verfügung gestellt wird; 

� EU- und NATO-Studien (nicht kommerzieller Art); 

� mit firmeneigenen Mitteln finanzierte Forschungsvorhaben / Studien; 

� die Mitnahme zum Zwecke der Wartung und Instandsetzung mit Genehmigung ausgeführter Güter; 

� Vorab-Handbücher; Verwendungstechnologie bei Studien; 

� Prüfung durch firmeneigene Mitarbeiter gemachter Erfindungen / Entwicklungen zum Zwecke einer 

Patentanmeldung. 

 

Die Verwendungszwecke werden je nach Ausfuhrvorhaben, Länderkreis und Empfänger entweder 

kumulativ oder einzeln genehmigt. 

 

In Einzelfällen können mit SAGen auch Transfers von Technologie / Software geregelt werden, wenn sie 

von den oben genannten Verwendungszwecken nicht erfasst sind. Dies können unternehmens- bzw. 

konzerninterne Transfers bzw. sonstige Forschungs- und Entwicklungsvorhaben sein. Für die Prüfung des 

Antrags durch das BAFA ist das zugrundliegende Ausfuhrvorhaben detailliert darzulegen.  

2.2.2. Empfängerkreis 

Transfers von Technologie/Software innerhalb der Staaten der EU, der NATO und der NATO-

gleichgestellten Staaten (Australien, Japan, Neuseeland und Schweiz) können zu den o.g. 

Verwendungszwecken erfolgen, wobei diese auch kumulativ beantragt werden können.  

 

Außerhalb dieses Länderkreises können mit einer SAG einzelne der oben genannten Verwendungszwecke 

beantragt werden. Eine kumulative Beantragung ist in diesen Fällen jedoch nicht möglich. 

2.2.3. Meldeverfahren  

Der in der SAG ausgewiesene „Ausführer“ hat bei Ausfuhren und Verbringungen mit Wertefluss der in 

den Positionen 0021 und 0022 des Teil I Abschnitt A der AL erfassten Software/Technologie in der Regel 

bestimmte Meldeauflagen zu erfüllen. 

 

Diese Meldeauflagen ergeben sich aus den Nebenbestimmungen der SAG. Sie beinhalten die 

Verpflichtung, die einzelnen Lieferungen und Werteflüsse gegenüber dem BAFA elektronisch zu melden.  

 

Bei nicht kommerziellen Ausfuhren und Verbringungen von Technologie / Software (z.B. 

Technologietransfer zu Präsentationszwecken) obliegt dem Ausführer grundsätzlich keine Meldepflicht 
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über die getätigten Transfers. In diesen Fällen reicht es aus, wenn der Ausführer die einzelnen Ausfuhren 

und Verbringungen in geeigneter Weise dokumentiert und nach Aufforderung durch das BAFA 

Dokumente vorlegt, aus denen die einzelnen Lieferungen hervorgehen.  

 

2.3. Technologietransfer zu Studienzwecken 

Diese Fallgruppe bezieht sich auf Vorhaben, die die Verbringung von Technologie und/oder Software 

gemäß der Positionen 0021 und 0022 des Teils I Abschnitt A der Ausfuhrliste zur 

Außenwirtschaftsverordnung zum Inhalt haben, wenn diese Güter zu internationalen und vom BAFA 

anerkennungsfähigen Studienzwecken verbracht werden sollen. Die hier in Rede stehende SAG kann 

nur für Transfers innerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Union erteilt werden. 

 

Voraussetzung für die Erteilung einer SAG ist, dass die internationale Studie vom BAFA anerkannt 

worden ist. Hierzu hat der Antragsteller dem BAFA die jeweilige internationale Studie (z.B. der 

„European Defence Agency“ EDA), in deren Zusammenhang er die Technologie / Software verbringt, zu 

benennen und Informationen über diese Studie in Form von Verträgen oder Aufträgen bereitzustellen. 

Des Weiteren hat der Antragsteller seine Beteiligung an der Abwicklung der Studie nachzuweisen.  

 

Die hier einzuordnenden Studien sind zum Beispiel Studien im Auftrag einer Behörde oder staatlichen 

Institution (z.B. der „European Defence Agency“ -EDA). Durch die SAG wird die Lieferung solcher 

Technologie und / oder Software der Positionen 0021 und 0022 des Teils I Abschnitt A der Ausfuhrliste 

erlaubt, die im Zusammenhang mit der Bearbeitung und Durchführung des international vergebenen 

Studienauftrages nötig ist. Die Transfers dürfen ausschließlich zur Erreichung der Ziele und Zwecke des 

Studienauftrags erfolgen und nur, sofern sie dafür auch erforderlich sind. Die Güter dürfen dabei nur an 

solche Empfänger geliefert werden, die ebenfalls an der Studienerstellung mitwirken.  

2.4. Technologietransfer zur Wartung von Wehrtechnik im Einsatzland 

Diese Fallgruppe ist anwendbar, wenn Technologie und/oder Software gemäß der Positionen 0021 und 

0022 des Teils I Abschnitt A der Ausfuhrliste zur Außenwirtschaftsverordnung mit dem Ziel der 

Wartung von Wehrtechnik durch Firmen in einem Einsatzland der Bundeswehr oder eines Nato-

Partners (z.B. bei einem Einsatz der Bundeswehr als Teil einer internationalen Schutztruppe) geliefert 

werden soll. Die Technologie und Software kann zu diesem Zweck weltweit mitgenommen oder 

abgerufen werden. Aufgrund des Zweckes ist der Anwendungsbereich dieser SAG sehr eng gefasst. 
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Die SAG gestattet die Ausfuhr/Verbringung von Technologie und/oder Software der Positionen 0021 und 

0022 des Teils I Abschnitt A der Ausfuhrliste. Die Transfers dürfen ausschließlich von den Mitarbeitern 

des Genehmigungsinhabers vorgenommen werden. Die abgerufene Technologie darf keinem Dritten 

überlassen oder in sonstiger Weise zur Verfügung gestellt werden. Der Datenabruf muss über 

firmeneigene Sicherheitssysteme geschützt werden. Bei Transfers mittels Datenfernabruf hat der 

Genehmigungsinhaber zu dokumentieren, welche Technologie er auf elektronischem Weg bereitstellt und 

welche Mitarbeiter wann und für welchen Zeitraum eine Zugriffsberechtigung aus dem Ausland erhalten. 

 

Innerhalb seiner ICP-Darstellung hat der Antragsteller mittels schriftlich niedergelegter arbeitsrechtlicher 

Anweisungen zu gewährleisten, dass die Mitarbeiter nur zu dem Zeitpunkt Daten abrufen, in dem sie sich 

in einem Land befinden, das in den Anwendungsbereich der konkreten Genehmigung fällt. 

 

2.5. Schutz von Schiffen 

Eine weitere Fallgruppe stellt die Ausfuhr von Gütern des Teils I Abschnitt A der Ausfuhrliste mit dem 

Ziel des Schutzes von Schiffen dar. Eine solche SAG gewährt privaten Bewachungsunternehmen bei 

Vorliegen der Antragsvoraussetzungen die Ausfuhr von Rüstungsgütern, um im jeweiligen Einsatzland 

Bewachungsaufträge an Bord von Seeschiffen zur Abwehr von Piratenangriffen durchzuführen.  

 

Voraussetzung für die Erteilung einer SAG ist eine gewerberechtliche Zulassung für den Schiffsschutz. 

Weitergehende Informationen zum gewerberechtlichen Zulassungsverfahren erhalten Sie über die 

Homepage des BAFA:  

www.bafa.de/bafa/de/weitere_aufgaben/seeschiffbewachung/antragstellung/index.html 

 

Zu beachten ist, dass sich neben den Genehmigungspflichten für Rüstungsgüter der Ausfuhrliste weitere 

Genehmigungspflichten für die Ausfuhr von bestimmten Schusswaffen und Munition gemäß der 

Verordnung (EU) Nr. 258/2012 des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 14. März 2012 (sog. 

Feuerwaffen-Verordnung) ergeben können. Ausfuhren der im Anhang I dieser Verordnung genannten 

Waffen können in der SAG mitbeantragt werden. 
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3. Die Beantragung von Sammelgenehmigungen für Güter des Teils I Abschnitt A 

der Ausfuhrliste - Details 

3.1. Grundsätzliches zur Antragstellung 

Die Antragstellung erfolgt über das Online-Portal „ELAN-K2“. Sie erhalten Zugang zu dem Portal unter 

dem Link „Login und Registrierung“ auf der Homepage des Bundesamtes für Wirtschaft und 

Ausfuhrkontrolle (BAFA). 

 

Die Erfassung einer Sammelgenehmigung können Sie im ELAN-K2 System nach einem Klick auf „Neue 

Vorgänge“ → „Antrag auf Sammelgenehmigung“ starten.  

 
Eine Anleitung zur Anwendung ELAN-K2 finden Sie ebenfalls auf der Homepage des BAFA: 

http://www.ausfuhrkontrolle.info/ausfuhrkontrolle/de/antragstellung/elank2/anleitung_elan_k2.pdf 

 

Für das Ausfüllen der durch das Portal bereitgestellten Formulare gelten die allgemeinen Regeln. 

Besonderheiten für das SAG-Verfahren sind jedoch zusätzlich zu beachten: 

Insbesondere ist in einem Anschreiben detailliert das Ausfuhrvorhaben, die in Frage kommende 

Fallgruppe sowie ggf. der Anerkennungsbescheid des zugrunde liegenden Gemeinschaftsprogramms, der 

regierungsamtlichen Kooperation oder des betroffenen privaten Projektes mitzuteilen. Im Anschreiben 

sollte auch angeben werden, ob es sich um einen Neuantrag oder um einen Antrag auf Folgegenehmigung 

handelt. Daneben sind sämtliche Adressen mit einer firmeneigenen Ausführer-Identitäts-Nummer 

(Ausführer-ID) zu beantragen. Dies kann z.B. die vom Antragsteller vergebene Kundennummer sein. 

Diese ID-Nummer wird im Genehmigungsbescheid mitausgegeben und dient bei einer eventuell 

erforderlichen späteren Meldung als Identifizierungs- und Zuordnungsmerkmal. 

 

Für eine optimierte Antragsstellung sollten Sie darauf achten, dass im Rahmen des Antrages alle nötigen 

Angaben gemacht und alle relevanten Zusatzinformationen zu Ihrem Ausfuhrvorhaben im ELAN-K2 

Portal mit hochgeladen werden. Insbesondere sind im Zusammenhang mit der SAG folgende Angaben 

relevant: 

 

� Angabe der Güter, die in die SAG aufgenommen werden sollen, mit Benennung der ”AL-

Position(en)” und technischen Unterlagen; 

� Angabe der Bestimmungsziele (Länder); 
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� Angaben zu Empfängern (vollständige Adresse); 

� Darstellung des für die Teilnahme am SAG-Verfahren erforderlichen ICP gemäß den 

Ausführungen des ICP-Merkblattes; 

� Nennung der Personen mit Telefondurchwahl, die für die Einhaltung der Ausfuhrvorschriften 

verantwortlich sind (Exportkontrollstelle). 

Ausfuhrvorhaben, die mit SAGen abgewickelt werden, sind in der Regel langlebige Ausfuhrvorhaben. 

Grundlage des Bescheides sind insofern nicht nur ein einziger abzuwickelnder Auftrag oder eine 

einmalige Lieferung, sondern langfristige Geschäftsbeziehungen. Aufgrund dieser Tatsache bietet das 

SAG-Verfahren die Möglichkeit, neben dem Erstantrag auch Folgeanträge sowie Anträge zur Anpassung 

des Bescheides an die laufende Geschäftsbeziehung zu stellen. Es können daher auch Anträge auf 

Empfängernachträge, Güternachträge und Werterhöhungen eingereicht werden.  

3.2. Besonderheiten der SAG für Güter des Teils I Abschnitt A der Ausfuhrliste 

3.2.1. Neuantrag 

Bei einem Neuantrag ist anzugeben, ob Sie bereits Teilnehmer am SAG-Verfahren sind, welche Art der 

Genehmigung Sie beantragen sowie eine Darstellung des geplanten Geschäftsmodells (welche Waren 

sollen zu welchem Zweck an wen geliefert werden und wie sieht der geplante Lieferweg aus). Hilfreich 

ist, den Bescheid zur Anerkennung des vom BAFA anerkannten Gemeinschaftsprogramms (GP), der 

regierungsamtlichen Kooperation, des internationalen Projektes oder der Studie mit einzureichen.  

In das Anschreiben sollten Sie als Antragsteller eine von Ihnen unterzeichnete Erklärung aufnehmen, dass 

die Beantragung unter Berücksichtigung der aktuellen Embargobestimmungen erfolgt und keine 

Anhaltspunkte dafür bestehen, dass einer der am Ausfuhrvorhaben Beteiligten auf den aktuellen 

Sanktionslisten genannt ist. 

3.2.2. Antrag auf Folgegenehmigung 

Bei einem Antrag auf Folgegenehmigung ist eine kurze Begründung anzugeben, weshalb eine weitere 

Genehmigung benötigt wird. Weiterhin ist eine Begründung anzugeben, sofern bisher über die 

Vorgenehmigung nicht gelieferte Waren und/oder nicht belieferte Empfänger/Endverwender bzw. nicht in 

Anspruch genommene Käufer auch in der Folgegenehmigung weiterhin beantragt werden. Auch ist unter 

Bezug auf den Restwert der Vorgenehmigung der beantragte Gesamtwert zu begründen.  

 

Des Weiteren ist im Anschreiben zu versichern, dass die beantragten Waren und Empfänger-/ 

Endverwender-/Käuferadressen zutreffend und aktuell sind. Ebenso ist im Anschreiben eine Erklärung 
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über die Berücksichtigung der aktuellen Embargobestimmungen und Sanktionslisten bei der Beantragung 

abzugeben. 

3.2.3. Antrag auf Erweiterungen/Änderungen  

Erweiterungen, die sich auf den Güterkreis und/oder Empfänger/Endverwender/Käufer-Kreis einer SAG 

beziehen, können während ihrer Gültigkeit jederzeit beantragt werden. Hierzu ist ein Anschreiben mit der 

Angabe „Nachtrag zur SAG-Nr. … der Firma …“ zu erstellen. Zu dem Schreiben sind Listen 

einzureichen, aus denen sich die jeweiligen Erweiterungen und/oder Änderungen ergeben. Diese Listen 

sind analog den Listen bei Verlängerungen (siehe 3.2.6) zu erstellen. Das Anschreiben und die Listen sind 

als Dokumentart „SAG-Änderungen“ hochzuladen. 

Die Änderungen werden mit einem Bescheid mit entsprechender Anlageliste genehmigt und gelten mit 

dem Zugang des Bescheides beim Antragsteller als wirksam.  

3.2.4. Ausfuhrverantwortlicher 

Wie im Einzelantragsverfahren ist ein Ausfuhrverantwortlicher zu benennen.  

3.2.5. Genehmigungserteilung 

Das BAFA erteilt die SAG durch einen Bescheid unter Verwendung insbesondere der Angaben aus dem 

Formular AG und der dazugehörigen Anlagen. Der Antragsteller erhält von der SAG ein Original. Die 

SAG enthält Nebenbestimmungen, die ggf. Beschränkungen zu einzelnen Gütern, Empfängern oder dem 

Lieferumfang sowie Meldeauflagen enthalten.   

Zusätzlich wird der SAG-Bescheid dem Ausführer elektronisch zur Kenntnis zugestellt.  

3.2.6. Verlängerung 

Eine SAG wird in der Regel für 2 Jahre erteilt, wobei Verlängerungen um jeweils 2 weitere Jahre bis zu 

einer Gesamtlaufzeit von 10 Jahren möglich sind. Der formlose Antrag ist als Dokument mit der 

Dokumentart „Verlängerung“ zu der entsprechenden SAG hochzuladen.  

 

Im Anschreiben ist darzulegen, dass eine Überarbeitung der Güter- und Empfängerlisten (Empfänger-

/Endverwender-/Käuferadressen) erfolgt ist. Änderungen an den Empfänger-, Käufer- oder 

Endempfängeradressen oder Güterbeschreibungen sind auf gesonderten Listen darzustellen, welche 

ebenfalls als Dokument hochzuladen sind. Der Dokumentname ist hier entsprechend z.B. als 

„Empfängerliste zur Verlängerung“ oder als „Güterliste zur Verlängerung“ zu vergeben. Nicht mehr 

benötigte oder zwischenzeitlich ungültige Adressen oder Güter sind mit dem Zusatz „bitte sperren“ zu 

kennzeichnen.  
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Des Weiteren ist im Anschreiben eine Erklärung über die Berücksichtigung der aktuellen 

Embargobestimmungen und Sanktionslisten bei der Beantragung abzugeben. 

 

Die Verlängerung der Genehmigung durch das BAFA erfolgt durch die Zusendung eines entsprechenden 

Bescheides. Eventuelle Änderungen der Empfänger-, Käufer- oder Endempfängeradressen oder 

Güterbeschreibungen werden dem Bescheid als Anlagelisten beigefügt. 

3.2.7. Werterhöhungen 

Werterhöhungen können während der Gültigkeitsdauer einer SAG jederzeit beantragt werden, sofern der 

Gesamtwert der Genehmigung bei Antragstellung nicht überschritten ist bzw. vor Genehmigungserteilung 

nicht überschritten wird. 

Im Anschreiben sind der zum Zeitpunkt des Antrags aktuelle Gesamtwert der bis dahin getätigten 

Ausfuhren sowie der aktuell noch zur Verfügung stehende Restwert anzugeben. Die Werterhöhung ist zu 

begründen. In Einzelfällen ist ein Nachweis einzureichen. 

Des Weiteren ist im Anschreiben zu versichern, dass die beantragten Waren und Empfänger-/ 

Endverwender-/Käuferadressen zutreffend und aktuell sind. Ebenso ist im Anschreiben eine Erklärung 

über die Berücksichtigung der aktuellen Embargobestimmungen und Sanktionslisten bei der Beantragung 

abzugeben. 

 

4. Dokumentations- und Meldepflichten 

Grundsätzlich sind Nutzer einer SAG verpflichtet, auf Verlagen des BAFA die konforme Ausnutzung der 

jeweiligen SAG durch eine Dokumentation nachzuweisen.  

 

Sofern die jeweilige SAG ein Meldeverfahren vorsieht, müssen Ausführer melden, welche Ausfuhren sie 

vorgenommen haben und inwieweit sie die SAG ausgenutzt haben.  

 

Das Meldeerfordernis gilt für alle unter der SAG ausgeführten Güter. In Einzelfall kann von einer 

regelmäßigen Meldung bei der Ausfuhr von Technologie abgesehen werden.  

 

Im Rahmen des regelmäßigen Meldeverfahrens sind zwei Fallkonstellationen zu unterscheiden:  

 

• Während des Meldezeitraums wurden überhaupt keine Ausfuhren vorgenommen. Dies ist dem 

BAFA anzuzeigen (sog. „Nullmeldung“).  

• Während des Meldezeitraums wurden meldepflichtige Ausfuhren vorgenommen. Diese sind dem 

BAFA vollständig mitzuteilen und die Richtigkeit der Meldung zu bestätigen. 
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Der Meldezeitraum besteht in der Regel aus jeweils einem Halbjahr (01. Januar bis 30. Juni und 01. Juli 

bis 31. Dezember). Die Meldungen sind spätestens während des Monats nach Ablauf des Halbjahres 

einzureichen. Das BAFA hält sich aber vor, im Einzelfall die Meldezeiträume individuell zu gestalten. 

 

Unabhängig von den zuvor genannten Meldungen ist grundsätzlich nach Ablauf der Gültigkeit einer SAG 

eine Schlussmeldung über die Ausnutzung der SAG einzureichen. Diese Meldung muss in der Regel 

innerhalb von 4 Wochen nach Ende der Gültigkeit der SAG beim BAFA eingereicht werden. 

 

Alle Meldungen sind elektronisch über das ELAN-K2 Systems zu erstatten. Hierzu steht folgender Weg 

zur Verfügung: Upload einer XML-Datei über eine vom BAFA zur Verfügung gestellte Schnittstelle. 

Nähere Informationen zur formgerechten Erstellung einer XML-Datei finden Sie auf der BAFA 

Homepage www.ausfuhrkontrolle.info unter den Stichworten „Antragstellung“ und 

„Meldungsschnittstelle“. 

 

Grundsätzlich kann die SAG auch für vorübergehende Ausfuhren und Verbringungen genutzt werden, 

wenn die Güter und Verwender in der SAG genannt sind. Bei der Meldung ist zu beachten, dass eine 

Rückmeldung bzw. eine Rückrechnung des Warenwertes nicht erfolgt. Die Wiedereinfuhr ist ebenfalls 

nicht zu melden. Ausfuhren oder Verbringungen dieser Art werden als endgültige Ausfuhren oder 

Verbringungen behandelt. Etwas anderes kann sich ergeben, wenn die SAG selbst nur vorübergehende 

Ausfuhren und/oder Verbringungen erlaubt.  

 

Für die Erfassung der Effektivausfuhren sind die Meldungen sämtlicher endgültigen Ausfuhren mit der 

Kennung „10“ zu versehen. Bei allen anderen Ausfuhren / Verbringungen ist keine Kennung 

vorzunehmen. Etwas anderes kann sich ergeben, wenn die SAG lediglich vorübergehende Ausfuhren und 

Verbringungen erlaubt. 

5.  Wo bekomme ich weitere Informationen und Auskünfte? 

Auf der Internetseite des BAFA (www.ausfuhrkontrolle.info) sind unter „Verfahrenserleichterungen“ 

Informationen über Sammelgenehmigungen nachzulesen. Ebenso ist auf unserer Internetseite der Zugang 

zur online Registrierung und zum online Antrags- und Meldeverfahren unter den Stichworten 

„Antragstellung“, „Sammelgenehmigungen“ zu finden.  
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